
Aktenzeichen: 
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-beglaubigte Abschrift-
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SOZIALGERICHt ac/sdL 
SPEYER le,u�JA.os, 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

In dem Rechtsstreit 

 

�,,?.;,, OC/� 

- Kläger -

Prozessbevollmächtigte/r: Rechtssekretäre Messerig u. a., DGB Rechtsschutz 
GmbH, Rechtsstelle Kaiserslautern, Richard­
Wagner-Straße 1, 67655 Kaiserslautern 

gegen 

Berufsgenossenschaft 

- Beklagte -

hat die 5. Kammer des Sozialgerichts Speyer am 3. Februar 2021 ohne mündliche 
Verhandlung durch 

den Richter ... 
die ehrenamtliche Richterin Frau ... 
die ehrenamtliche Richterin Frau ...

für Recht erkannt: 



- 2 -

1. Der Bescheid der Beklagten vom 08.10.2019 in Gestalt des Wider­

spruchsbescheides vom 10.01.2020 wird aufgehoben.

2. Die Beklagte hat die außergerichtlichen Kosten des Klägers zu erstat­

ten.

Tatbestand 

Die Beteiligten streiten über die Rechtmäßigkeit eines Abschmelzungsbescheides 

nach § 48 III Sozialgesetzbuch - Zehntes Buch (SGB X). 

Bei dem am 21.05.1956 geborenen Kläger wurde mit Bescheid vom 29.10.2013 

eine Berufskrankheit nach Nr. 2108 und 2110 der Anlage 1 zur Berufskrankheiten­

Verordnung (bandscheibenbedingte Erkrankung der Lendenwirbelsäule) festge­

stellt und deswegen eine Verletztenrente nach einer Minderung der Erwerbsfähig­

keit (MdE) in Höhe 40 v. H. bewilligt. 

Die Beklagte holte in der Folgezeit bei Dr. A. ein fachorthopädisches Gutachten 

vom 14.09.2016 ein. Der Sachverständige führte aus, dass eine Verschlechterung 

hinsichtlich der berufskrankheitsbedingten Erkrankungsfolgen eingetreten sei. Die 

MdE betrage nunmehr 50 v. H. 

· . Mit Bescheid vom 18.10.2016 stellte die Beklagte die MdE ab dem 13.09.2016 auf

50 v. H. neu fest und erhöhte die monatlich gezahlte Rente. Hinsichtlich der dem

Bescheid vom 29.10.2013 zugrundeliegenden Verhältnisse sei eine wesentliche 

Änderung eingetreten. Nach dem Sachverständigengutachten von Dr. A. betra­. 

ge die MdE ab dem 13.09.2016 nunmehr 50 v. H. 

Mit am 08.02.2018 bei der Beklagten eingegangenem Schreiben machte der Klä­

ger eine weitere Verschlimmerung der berufskrankheitsbedingten Gesundheitsstö­

rungen geltend. 
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infolgedessen veranlasste die Beklagte bei Prof. Dr. S. eine weitere Be­gutachtung 

des Klägers. In seinem orthopädisch-unfallchirurgischen 

Sachverstän­digengutachten vom 12.06.2018 führte der Gutachter aus, dass als 

Erkrankungs­folgen eine Entfaltungsstörung der Lendenwirbelsäule, ein lumbaler 

Rücken­schmerz, eine Myogelose der paravertebralen Muskulatur sowie eine 

Schädigung der lumbalen Nervenwurzeln vorliegen. Insgesamt handle es sich um 

ein Krank­heitsbild eines lumbalen Wurzelsyndroms entsprechend der 

Konsensusklassifika­tion (Typ II). Nicht berufskrankheitsbedingt seien die deutliche 

juvenile Aufbaustö­rung der gesamten Brustwirbelsäule einschließlich der kranialen 

Anteile der Len-, denwirbelsäule und die diesbezüglichen ausgeprägten Schmerzen. Eine wesentli­

che Befundveränderung seit der letzten Begutachtung sei jedoch nicht eingetre­

ten. 

Die Beklagte holte sodann bei Dr. F. ein nervenfachärztliches Zusatzgutach­ten 

vom 12.01.2019 ein. Der Gutachter erläuterte, dass aus neurologischer Sicht im 

Vergleich zum Gutachten vom .14.09.2016 eine wesentliche Änderung nicht 

eingetreten sei. Die MdE betrage auf neurologischem Fachgebiet wegen der 

sen­siblen bzw. motorischen Ausfallserscheinungen nach wie vor 30 v. H. 

In einer ergänzenden Stellungnahme vom 30.01.2019 führte Prof. Dr. S. aus, dass 

in der Synopse der orthopädisch-unfallchirurgischen sowie der neurolo­gischen 

Begutachtung die MdE auf 40 v. H. geschätzt werde. Eine Erhöhung der 

festgestellten MdE in Höhe.von 50 v. H. sei nicht zu begründen. 

Mit Schreiben vom 11.04.2019 teilte die Beklagte dem Kläger mit, dass sie den 

Bescheid vom 18.10.2016 für rechtswidrig halte. Sie beabsichtige, die Leistung 

nach § 48 III SGB X auszusparen. Dem Kläger wurde bis zum 02.05.2019 

Gele­genheit gegeben, sich hierzu zu äußern. 

Zum 01.07.2019 wurde die Rente des Klägers angepasst 
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Mit Bescheid vom 08.10.2019 stellte die Beklagte fest, dass der Bescheid vom 

18.10.2016 bezüglich der Folgen der Berufskrankheit, der Höhe der MdE und der 

Erhöhung der Rente rechtswidrig ist. Zudem wurde die laufende Rentenzahlung 

nach § 48 III SGB X von künftigen. leistungserhöhenden Anderungen ausgenom­

men. Begründet wurde dies damit, dass nach Auswertung der eingeholten Gut­

achten die Rentenerhöhung im Bescheid vom 18.10.2016 zu Unrecht erfolgt sei. 

Es sei keine Abgrenzung der berufskrankheitsbedingten Erkrankungsfolgen von 

jenen, die nicht auf die Berufskrankheit zurückgeführt werden können, vorgenom­

men worden. Eine Rücknahme desBescheides vom 18.10.2016 nach§ 45 SGB X 

scheide jedoch aus, da die maßgebliche Frist abgelaufen sei. Nach § 48 III SGB X 

könne jedoch die laufende Rentenzahlung in der jetzigen Höhe eingefroren wer­

den. 

Der Kläger erhob unter dem 14.10.2019 hiergegen Widerspruch, der mit Wider­

spruchsbescheid vom 10.01.2020 zurückgewiesen wurde. Der Ausgangsbescheid 

sei nicht zu beanstanden. Die Einschätzung von Prof. Dr. S. zur 

Ge­samt-MdE entspreche den allgemeinen Bewertungsmaßstäben. 

Der Kläger hat am 10.02.2020 Klage erhoben. 

Er meint, die streitgegenständlichen Bescheide seien rechtswidrig. Nach den Aus­

führungen der Gutachter sei eine wesentliche Anderung gerade nicht eingetreten, 

sodass die Voraussetzungen des § 48 III SGB X nicht gegeben seien. 

Der Kläger beantragt zuletzt, 

den Bescheid der Beklagten vom 08.10.2019 in Gestalt des Widerspruchs­

bescheides voni 10.01.2020 aufzuheben. 

Die Beklagte beantragt, 
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Die Ermächtigungsgrundlage für den Erlass eines Abschmelzungsbescheides liegt 

in § 48 III 1 8GB X. Kann hiernach ein rechtswidriger begünstigender Verwal­

. tungsakt nach § 45 nicht zurückgenommen werden und ist eine Änderung nach 

Absatz 1 oder 2 zugunsten des Betroffenen eingetreten, darf die neu festzustel­

lende Leistung nicht über den Betrag hinausgehen, wie er sich der Höhe nach oh­

ne Berücksichtigung der Bestandskraft ergibt. 

Zwar ist der Bescheid der Beklagten vom 08.10.2019 formell rechtmäßig, insbe­

sondere wurde d.er Kläger nach § 24 1 SGB X ordnungsgemäß vor Erlass des Be­

scheides angehört. 

Er ist jedoch materiell rechtswidrig, da die Voraussetzungen der einzig in Betracht 

kommenden Ermächtigungsgrundlage des § 48 III 1 8GB X nicht erfüllt sind. Ein 

Abschmelzungsbescheid kann hiernach nur dann erlassen werden, wenn eine 

Änderung nach § 48 1 oder II 8GB X zugunsten des Betroffenen eingetreten ist. 

Eine solche Änderung zugunsten des Betroffenen ist hier zum maßgeblichen Be­

urteilungszeitpunkt nicht ersichtlich. Auch die Beklagte geht nicht davon aus, dass 

hinsichtlich des Gesundheitszustandes des Klägers eine für die MdE relevante 

Änderung eingetreten ist. Eine solche ist aus dem - urkundenbeweislich verwerte­

ten - orthopädisch-unfallchirurgischen Sachverständigengutachten von Prof. Dr. 

S. vom 12.06.2018 und dem nervenfachärztlichen Zusatzgutachten von Dr. F. 

vom 12.01.2019 auch für die Kammer nicht ersichtlich. Der Kläger machte eine 

solche zuletzt ebenfalls nicht mehr geltend. 

Zwar wird vertreten, dass § 48 III SGB X auch bei Rentenanpassungen Anwen­

dung findet (etwa BSG, Urteil vom 31. Januar 1989 - 2 RU 16/88 -, SozR 1300 

§ 48 Nr 54, Rn. 14, juris). Die Rentenanpassungen werden stets zum ersten Juli 

eines Jahres vorgenommen, § 95 1 1 Sozialgesetzbuch - Siebtes Buch (SGB VII) 

i.V.m. § 65 Sozialgesetzbuch - Sechstes Buch (SGB VI). Zwischen den Beteilig­

ten unstreitig wurde die Rente des Klägers zum 01.07.2019 jedoch noch ange­

passt. Die nächste Rentenanpassung wäre demnach erst am 01.07.2020 vorzu-
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